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Anlage 

 

GEWINNABFÜHRUNGSVERTRAG 
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GEWINNABFÜHRUNGSVERTRAG 

 

der GRENKE AG 

mit dem Sitz in Baden-Baden, 

eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Mannheim unter HRB 201836 

 

– nachfolgend auch „Organträgerin“ genannt – 

und 

 

der GRENKE BANK AG 

mit dem Sitz in Baden-Baden, 

eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Mannheim unter HRB 710100 

 

– nachfolgend auch „Organgesellschaft“ genannt – 

 

 

 

 

Präambel 

 

Die Organträgerin ist die alleinige Aktionärin der Organgesellschaft. 

 

 

Dies vorausgeschickt, vereinbaren die Vertragsparteien, was folgt: 
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§ 1  

Gewinnabführung 

(1) Die Organgesellschaft ist verpflichtet, während der Vertragsdauer - vorbehaltlich der Bil-

dung von Rücklagen gemäß Abs. 2 - ihren gesamten Gewinn unter Beachtung des § 301 

AktG an die Organträgerin abzuführen. 

 

(2) Der Organgesellschaft wird Ermessenspielraum eingeräumt, Beträge aus dem Jahresüber-

schuss insoweit in andere Gewinnrücklagen gemäß § 272 Abs. 3 HGB oder den Sonder-

posten „Fonds für allgemeine Bankrisiken“ gemäß § 340g HGB einzustellen, als dies han-

delsrechtlich zulässig und, soweit es die Einstellung in andere Gewinnrücklagen betrifft, 

bei vernünftiger kaufmännischer Beurteilung wirtschaftlich begründet, beziehungsweise, 

soweit es die Einstellung in den Sonderposten „Fonds für allgemeine Bankrisiken“ betrifft, 

bei vernünftiger kaufmännischer Beurteilung wegen der besonderen Risiken ihres Ge-

schäftszweigs als Kreditinstitut notwendig ist. 

 

(3) Die Organgesellschaft kann einen während der Vertragsdauer entstehenden Jahresfehlbe-

trag dadurch ausgleichen, dass den anderen Gewinnrücklagen Beträge entnommen wer-

den, die während der Vertragsdauer in sie eingestellt worden sind. Die Auflösung von an-

deren Gewinnrücklagen zum Ausgleich eines Jahresfehlbetrages und/oder um diese als 

Gewinn abzuführen, steht unter dem Vorbehalt, dass die Organgesellschaft, auch unter 

Berücksichtigung der beabsichtigten Auflösung, über eine ausreichende Ausstattung mit 

Eigenmitteln verfügt. 

 

(4) Die Abführung von Beträgen aus der Auflösung von Gewinnrücklagen und Kapitalrückla-

gen nach § 272 Abs. 2 Nr. 4 HGB sowie von Gewinnvorträgen, die vor Inkrafttreten dieses 

Vertrages gebildet wurden, ist ausgeschlossen. Dasselbe gilt für während der Vertrags-

dauer gebildete Kapitalrücklagen nach § 272 Abs. 2 Nr. 4 HGB. 

 

§ 2  

Verlustübernahme 

Die Organträgerin ist gemäß § 302 AktG in der jeweils gültigen Fassung verpflichtet, jeden 

während der Vertragsdauer sonst entstehenden Jahresfehlbetrag der Organgesellschaft aus-

zugleichen, soweit dieser nicht dadurch ausgeglichen wird, dass den anderen Gewinnrücklagen 

Beträge entnommen werden, die während der Vertragsdauer in sie eingestellt worden sind. 
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§ 3  

Ausgleich und Abfindung außen stehender Gesellschafter 

Da die Organträgerin die alleinige Gesellschafterin der Organgesellschaft ist, hat die Organträ-

gerin weder eine Ausgleichszahlung (§ 304 AktG) noch eine Abfindung (§ 305 AktG) an außen 

stehende Gesellschafter zu gewähren. 

 

§ 4  

Inkrafttreten, Vertragsdauer und Kündigung 

(1) Dieser Vertrag wird unter dem Vorbehalt der Zustimmung der Hauptversammlungen der 

Organträgerin und der Organgesellschaft abgeschlossen. Der Vertrag wird mit Eintragung 

im Handelsregister der Organgesellschaft wirksam. Im Hinblick auf die Ergebnisverwen-

dung (Gewinnabführung und Verlustübernahme) tritt er mit dem 1. April 2009 in Kraft. Er 

ist auf unbestimmte Zeit geschlossen. 

 

(2) Jede Partei kann den Vertrag durch schriftliche Erklärung gegenüber der anderen zum 

Ende eines jeden Geschäftsjahres - mit Wirkung der Kündigung ab Beginn des folgenden 

Geschäftsjahres - kündigen, frühestens jedoch zum 31. Dezember 2014. Der Vertrag ver-

längert sich jeweils um ein weiteres Geschäftsjahr, wenn er nicht unter Einhaltung einer 

Frist von sechs Monaten vor Ablauf der Vertragszeit von einer der Vertragsparteien ge-

kündigt wird. Die Verpflichtung zur Verlustübernahme bleibt im Falle einer Kündigung für 

das ablaufende Geschäftsjahr bestehen. Entscheidend für die Wahrung der Kündigungs-

frist ist nicht die Absendung des Kündigungsschreibens, sondern dessen Zugang bei der 

anderen Partei.  

 

§ 5  

Verschiedenes 

(1) Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. Dies gilt auch 

für den Verzicht auf das Schriftformerfordernis. 

 

(2) Sollte eine Bestimmung dieses Vertrags vollständig oder teilweise nichtig, unwirksam oder 

undurchführbar sein oder werden, berührt dies die Gültigkeit der übrigen Vertragsbestim-

mungen nicht. Anstelle der nichtigen, unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung 

soll eine Bestimmung in Kraft treten, die dem am nächsten kommt, was die Parteien nach 
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dem Sinn und Zweck dieses Vertrages gewollt hätten, hätten sie dies im Lichte der Nich-

tigkeit, Unwirksamkeit oder Undurchführbarkeit bedacht. 

 

Dies gilt auch im Fall der Nichtigkeit, Unwirksamkeit oder Undurchführbarkeit einer in die-

sem Vertrag enthaltenen Leistungs- oder Zeitbestimmung. In diesem Fall gilt die gesetzlich 

zulässige Leistungs- oder Zeitbestimmung als vereinbart, die der vereinbarten am nächs-

ten kommt. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für Lücken dieses Vertrages. 


